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Entwicklung inklusiver Strukturen und aulerplanméafRige Bereitstellung der notwendigen
Haushaltsmittel

Antrag der Fraktion Bundnis 90/Die Grinen vom 22. September 2012

Beratungsfolge:
15.11.2012 Rat Entscheidung

Beschlussvorschlag:

ohne

Begriindung:
Rechtsgrundlagen

Eine integrierte Schulentwicklungs- und Jugendhilfeplanung kann auf der Grundlage von Artikel 24
der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), § 80 Schulgesetz NRW in Verbindung mit § 7 des
Kinder- und Jugendférdergesetzes NRW erfolgen.

Demografischer Wandel

Die bundesweiten gesellschaftlichen Entwicklungstrends (Sinkende Kinderzahlen, prozentual stei-
gende Anzahl an Kindern mit Migrationshintergrund sowie aus bildungsfernen Schichten, mehr Ganz-
tagsbetreuung in Kindergarten und Schulen) sind bei der Erstellung einer integrierten Schulentwick-
lungs- und Jugendhilfeplanung zu beriicksichtigen.

Erlauterungen
Der Rat hat in seiner Sitzung am 8. Marz 2012 folgendes einstimmig beschlossen:

,Die notwendige integrierte Schulentwicklungs- und Jugendhilfeplanung fur die Stadt Beckum soll
nach Klarung der Rahmenbedingungen hinsichtlich der Inklusion und des Fortbestandes der Forder-
schulen sowie unter Bertcksichtigung der aktualisierten Schilerstréme nach der Errichtung und Auf-
I6sung von Schulen mit einem externen Gutachter ab dem Jahr 2013/2014 in Angriff genommen wer-
den.”

Die Fraktion Bindnis 90/Die Grinen hat nunmehr beantragt, den Planungsprozess umgehend zu
initiieren (siehe Anlage). Der Schul-, Kultur- und Sportausschuss hat in seiner Sitzung am 19. Sep-
tember 2012 beschlossen, dass der Rat Uber ein Vorziehen der Planung beraten und entscheiden
solle.

In der Vorlage 2012/0025/1 — Integrierte Schulentwicklungs- und Jugendhilfeplanung unter Beriick-
sichtigung der Inklusion, Antrag der Fraktion Biindnis90/Die Grinen vom 3. Januar 2012 — zur Sit-
zung des Rates am 8. Marz 2012 wurde erldutert, dass insbesondere hinsichtlich der Umsetzung des
Artikels 24 der UN-Behindertenkonvention noch Regelungen des Landes NRW zu treffen sind. Mitt-
lerweile liegt der Referentenentwurf zum Ersten Gesetz zur Umsetzung der UN-BRK in den Schulen
— 9. Schulrechtsanderungsgesetz — vor. Demnach soll der Ort der sonderpadagogischen Forderung
in der Regel in der allgemeinen Schule sein. Dort wird der Unterricht fir Schulerinnen und Schiler mit
und ohne Bedarf an sonderpadagogischer Unterstiitzung im Klassenverband oder in der Lerngruppe



erteilt.

Die Landesregierung hélt dartiber hinaus auch an dem Konzept fest, Férderschulen nicht ganzlich
abzuschaffen. Fur die Fortfiihrung von Forderschulen wird jedoch die Verordnung tber die Schulgro-
3en der Forderschulen in der neuen Fassung zu beachten sein. Das Verfahren zur Feststellung eines
sonderpadagogischen Forderbedarfs wird noch durch Rechtsverordnung des Ministeriums naher ge-
regelt werden.

Die Landesregierung sieht sich nicht in der Pflicht, im Rahmen der Konnexitét einen Belastungsaus-
gleich zu leisten. Die kommunalen Spitzenverbande gehen Ubereinstimmend von einer Konnexitatsre-
levanz aus. Hierzu wird Mitte November in den Gremien der Spitzenverbande beraten.

Im Zusammenhang mit der Grindung der Sekundarschule ist die inklusive Beschulung von Schiile-
rinnen und Schilern mit Férderbedarf bereits vorgesehen. Das wird sich auf die Overbergschule
auswirken. Ubergangsweise werden derzeit betroffene Kinder im Rahmen des ,Gemeinsamen Unter-
richts* beschult. Die im Einzelfall erforderlichen baulichen Voraussetzungen oder Ausstattungen wer-
den in diesem Zusammenhang vom ortlichen Schultrdger bereits umgesetzt. Konkrete padagogische
Konzepte fur eine durchgehende inklusive Beschulung fehlen bislang. Dariiber hinaus fehlen Sonder-
padagogen an den allgemeinbildenden Schulen. Die Schulen werden aktuell mit 2-3 Wochenstunden
pro Schiler mit sonderpadagogischem Foérderbedarf durch Sonderpadagogen betreut. Auf die Aus-
stattung des ,Gemeinsamen Unterrichts“ hinsichtlich des padagogischen Personals hat die Kommune
keinen Einfluss. Der Umfang des Einsatzes des sonderpadagogischen Personals wird abhéngig sein
von der angekindigten Rechtsverordnung zur Feststellung dieser Bedarfe.

Ein von aul3en begleiteter Planungsprozess erstreckt sich tber einen Zeitraum von ca. 2 Jahren, da
es einer umfassenden Partizipation vieler Beteiligter bedarf. Haushaltsmittel stehen fur das laufende
Haushaltsjahr nicht zur Verfliigung. Derzeit wird hausintern gepruft, in welchem Umfange eine ortsge-
rechte Planung angestof3en werden kann, um den erforderlichen Kostenrahmen fir die kommenden
Haushaltsjahre beziffern zu kénnen. Im Rahmen der in Kiirze anstehenden Haushaltsplanberatungen
wird in den entsprechenden Fachausschiissen dazu Stellung genommen.

Anlage(n):
Antrag der Fraktion Blindnis 90/Die Griinen vom 22. September 2012



	Gremium
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage

